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1.  Einleitung und Problemstellung 

 

1.1 Die Verfassungswidrigkeit der ARGEn und das Erfordernis, die 

Grundsicherung für Arbeitsuchende neu zu regeln 

 

Eine der umfangreichsten Sozialreformen in der Geschichte der Bundesrepu-

blik Deutschland trat in Form des Sozialgesetzbuches II, der Grundsicherung 

für Arbeitsuchende, am 01.01.2005 in Kraft und führte die vormals bestehende 

Sozialhilfe nach dem BSHG mit der Arbeitslosenhilfe nach dem SGB III 

zusammen. Ziel der Reform war unter anderem, das Nebeneinander mehrerer 

Transferleistungen zu beenden und die Hilfen aus einer Hand zu gewährleis-

ten.  

Der während des Gesetzgebungsverfahrens entbrannte politische Streit, wer 

Träger dieser neu geschaffenen Leistungen sein sollte und wie die organisato-

rische Umsetzung auszusehen habe, konnte nur durch einen Kompromiss im 

Vermittlungsausschuss zwischen Bundestag und Bundesrat beigelegt werden, 

mit dessen Folgen sich diese Masterthesis in weiten Teilen beschäftigt. 

Während die damalige Regierungskoalition die Bundesagentur für Arbeit als 

alleinigen Grundsicherungsträger in den Gesetzesentwurf einbrachte, sah die 

Opposition die Aufgabe bei den Kommunen besser aufgehoben. Das verab-

schiedete Gesetz schrieb in der Folge sowohl dem Bund als auch den Kom-

munen Aufgaben nach dem SGB II zu, was zu gemeinsamen Grundsiche-

rungsstellen, den so genannten Arbeitsgemeinschaften (ARGEn) als Regel-

modell im Rahmen einer Mischverwaltung führte. Zusätzlich, als zunächst zeit-

lich begrenztes Experiment, wurde 69 Kommunen die alleinige Grundsiche-

rungsträgerschaft als zugelassene kommunale Träger (zkT) übertragen, um 

Aussagen darüber gewinnen zu können, welche Trägerform die bessere sei.  

Vom Gesetzgeber ungewollt, etablierte sich eine dritte Umsetzungsform in 

Gebieten, in denen sich Kommunen und lokale Agenturen für Arbeit nicht auf 

eine Arbeitsgemeinschaft einigen konnten: die Aufgabenwahrnehmung in 

getrennter Trägerschaft (gAw), bei denen jeder Grundsicherungsträger die 

ihm jeweils zugeschriebenen Aufgaben in eigener Zuständigkeit erbringt. 

Knapp drei Jahre nach Einführung dieser Organisationsmodelle erklärte das 

Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil vom 20.12.2007 die Mischverwal-

tung, und damit das im Bundesgebiet weit überwiegend umgesetzte Regelmo-

dell der ARGE, für verfassungswidrig und gab dem Gesetzgeber bis zum 
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31.12.2010 Zeit, um unter Einbeziehung der Ergebnisse der gesetzlich veran-

kerten Wirkungsforschung die Betreuung der Hilfebedürftigen neu zu regeln. 

Seitdem entstehen in schneller Abfolge sich je nach politischer Grundposition 

gegenseitig ausschließende Umsetzungsvarianten, die alle dem Prinzip des 

alten Weins in neuen Schläuchen, also der Beibehaltung der bisherigen Posi-

tionierungen zu folgen scheinen. 

Aus Sicht der Verfasser nähern sich die politischen Haltungen kaum an und 

es steht zu befürchten, dass die Grundsicherung für Arbeitsuchende wiede-

rum Opfer eines Kompromisses wird, der inhaltlich kaum besser ausgestaltet 

ist als bisher und dem Willen des Gesetzes nach einheitlicher und bürgerna-

her Leistungsgewährung nach wie vor nicht gerecht wird. 

Es gilt deshalb, und das ist das Anliegen dieser Masterthesis, einen vom 

bisherigen, mittlerweile mehr als fünf Jahre andauernden politischen „Macht-

gerangel“ unabhängigen, überwiegend an inhaltlichen Kriterien orientierten 

Lösungsansatz für eine neue Organisationsform des SGB II zu entwickeln. 

 

 
1.2 Konkretes Vorgehen bei der Entwicklung einer funktionierenden 

Organisation  

 
Ausgehend von den rechtlichen Hintergründen der Verfassungswidrigkeit der 

ARGEn, über die das Urteil des Bundesverfassungsgerichts Auskunft gibt, 

wird zunächst der Gesetzentwurf („Hartz IV-Gesetz“) und damit verbunden der 

ursprüngliche Wille des Gesetzgebers untersucht, der in dem neu zu entwi-

ckelnden Umsetzungsmodell Berücksichtigung finden soll.  

Des Weiteren wird die Entstehungsgeschichte der Grundsicherung für 

Arbeitsuchende beschrieben und die normative Kraft des Faktischen in Bezug 

auf die etablierten drei Umsetzungsmodelle kritisch hinterfragt. 

Es folgt eine differenzierte Analyse des bisherigen Standes der Evaluations- 

und Wirkungsforschung, aus der sich folgende zentrale Zwischenergebnisse 

ableiten lassen: 

• Es lassen sich auf Bundesebene bislang keine systematischen Vor-

teile eines bestimmten Umsetzungsmodells erkennen. 

• Die Unterschiede innerhalb jedes der drei Umsetzungsmodelle sind 

mindestens so vielfältig wie zwischen den Formen der Aufgaben-

wahrnehmung.  
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• Unterschiedliche Wirtschaftsräume scheinen einen größeren Einfluss 

auf die operativen Ergebnisse zu haben als die Modelle selbst. 
 
Zum einen veranlassen diese Resultate die Verfasser zu der Annahme, dass 

ein „Festhalten“ der Entscheidungsträger an Option, ARGE oder getrennter 

Aufgabenwahrnehmung unter wissenschaftlichen Aspekten wenig sinnvoll 

erscheint; zum anderen wird der Frage nachgegangen, inwiefern sich auf der 

Mikroebene in einem möglichst homogenen Wirtschaftsraum unterschiedliche 

Rahmenbedingungen minimieren und Vorteile entweder eines Modells oder 

bestimmter organisatorischer Ausgestaltungsformen finden lassen.   

Anhand der Resultate verschiedener Studien wird in einem ersten Schritt die 

Region Bodensee-Oberschwaben (speziell die Landkreise Ravensburg, Kon-

stanz und Bodenseekreis) als weitgehend homogener Wirtschaftsraum identi-

fiziert, in dem zudem alle drei Organisationsformen in unmittelbarer Nachbar-

schaft vorzufinden sind.  

Um vergleichbare operative Ergebnisse der drei Grundsicherungseinheiten 

zu erhalten, werden die umfangreichen statistischen Datenbanken der Bun-

desagentur für Arbeit genutzt, ausgewertet und aufbereitet, dabei die Para-

meter „Aktivierung der Hilfebedürftigen“ und „Übergang in sozialversiche-

rungspflichtige Beschäftigung“ als wesentliche Indikatoren für erfolgreiche 

Arbeit der Grundsicherungseinheiten herangezogen. 

Festzustellen ist, dass bezüglich der gewählten Erfolgsparameter in allen 

drei Kreisen bei vergleichbarem Mitteleinsatz vergleichbar erfolgreich gear-

beitet wird, also wiederum keine systematischen Unterschiede zwischen den 

Umsetzungsmodellen erkennbar sind. 

Es erscheint daher legitim, sich in der Folge mit der inhaltlichen Arbeit vor 

Ort im Jobcenter Konstanz, in der gAw in Ravensburg und im Amt „Hilfen für 

Arbeit“ in Friedrichshafen auseinanderzusetzen und inhaltliche Erfolgsfaktoren 

sowie hemmende Faktoren zu identifizieren, die sich in ein neues „funktionie-

rendes“ Modell für die Region Bodensee-Oberschwaben integrieren lassen. 

Eine Erhebung in Form teilstrukturierter Leitfadengespräche bei den drei 

Grundsicherungsstellen führt zu Aussagen bezüglich der konkreten Ausge-

staltung der jeweiligen Organisation und den subjektiv wahrgenommenen 

Erfolgs- und hemmenden Faktoren bei der Umsetzung des SGB II.  

Unter Einbeziehung der deskriptiven Forschungsergebnisse sowie organisa-

tions- und managementtheoretischer Aspekte wird darauf ein neuartiges regi-

onales Umsetzungsmodell aufgesetzt, das möglichst vielen Kriterien einer 
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erfolgreichen Aufgabenerledigung in Bodensee-Oberschwaben weitgehend 

Rechnung trägt. 

 Das Modell erscheint durch seine Flexibilität sowohl im Rahmen einer bun-

desunmittelbaren als auch einer kommunalen Aufsicht funktionsfähig. 

 

 
1.3 Methodischer Ansatz 

 
Ansatz dieser Arbeit ist es, einen zum Verständnis der Thematik erforderli-

chen Überblick über die Chronologie der Ereignisse, die (politischen) Grund-

positionen sowie die Zwischenergebnisse der Forschung zu bieten und letzte-

re nicht nur darzustellen, sondern teilweise auch zu integrieren, also als erwei-

terte Datenbasis für eine eigene, kleinräumige und als solche nicht repräsen-

tative Erhebung bei drei Grundsicherungseinheiten in Bodensee-Oberschwa-

ben zu nutzen. Neuartig ist in diesem Zusammenhang u. a. die Einbeziehung 

verschiedener operativer Ergebnisse als Indikatoren für die Qualität der Arbeit 

der drei Organisationseinheiten. Dadurch wird eine Verbindung zwischen ein-

zelnen Forschungsansätzen, die sich entweder auf deskriptive Aussagen oder 

einzelne operative Ergebnisse beschränken, hergestellt. Es zeigen sich dabei 

Zusammenhänge; Kausalschlüsse können jedoch nicht gezogen werden. 

Das auf diese Weise anschließend erarbeitete regionale Lösungsmodell 

erscheint auf den Bund übertragbar; der Versuch, sowohl die Erfahrungen aus 

der Praxis als auch die Evaluationsforschung sowie management- und organi-

sationsentwicklungstheoretische Aspekte bei der Entwicklung einer tragfähi-

gen Lösung zu integrieren, stellt dabei die Einzigartigkeit dieses Ansatzes dar.  

Trotz des relativ hohen Umfangs dieser Arbeit handelt es sich – angesichts 

Hunderter allein in den letzten Jahren veröffentlichter, inzwischen weit mehr 

als 50.000 Seiten umfassender Fachbeiträge aus Wissenschaft, Politik und 

Gesellschaft – um einen Ansatz zur Reduktion von Komplexität und zur Rück-

besinnung auf pragmatische Prinzipien des Managements bei der Umgestal-

tung sozialer Dienstleistungsorganisationen. Der Sachverstand, die Professio-

nalität und die kreativen Denkansätze der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die 

täglich ihren Dienst in den Grundsicherungsstellen verrichten und dadurch 

wirkliche Experten sind, bilden dabei die Basis für bislang im politischen Dia-

log fast unbeachtete bottom up-Prozesse, die die Diskussion um inhaltliche 

und insbesondere „unpolitische“ Lösungsansätze bereichern und weiterbrin-

gen könnte.  
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2. Das Bundesverfassungsgerichtsurteil vom 20.12.2007 

 

Das Bundesverfassungsgericht urteilte am 20.12.2007, dass ein Teil der 

Umsetzung der Hartz IV-Reform gegen das Grundgesetz verstößt. Dabei han-

delt es sich im Wesentlichen um das organisatorische Kernstück der Reform, 

die von Kommunen und  Arbeitsagenturen gebildeten Arbeitsgemeinschaften 

(ARGEn), die nach der Zusammenlegung der Sozial- und Arbeitslosenhilfe zur 

Grundsicherung für Arbeitsuchende in weiten Teilen der Bundesrepublik den 

organisatorischen Rahmen bilden.  

Beschwerdeführer waren Kreise und Landkreise, die u. a. die Verpflichtung, 

Arbeitsgemeinschaften mit der Bundesagentur zu bilden beanstandeten. 

 
Leitsatz zum Urteil des Zweiten Senats vom 20.12.07: 

- „Arbeitsgemeinschaften gemäß § 44b SGB II widersprechen dem 
Grundsatz eigenverantwortlicher Aufgabenwahrnehmung, der den zu-
ständigen Verwaltungsträger verpflichtet, seine Aufgaben grundsätzlich 
durch eigene Verwaltungseinrichtungen, also mit eigenem Personal, 
eigenen Sachmitteln und eigener Organisation wahrzunehmen“. 
(BVerfG, 2 BvR 2433/04 vom 20.12.2007, hier: Leitsatz). 

 
�   Hauptaspekt der Urteilsbegründung: unzulässige „Mischverwaltung“ 

Der § 44b des SGB II regelt, dass die kommunalen Träger (Kreise und kreis-

freie Städte) mit den Agenturen für Arbeit zur einheitlichen Wahrnehmung 

ihrer Aufgaben Arbeitsgemeinschaften errichten (Abs.1 Satz 1) und dass die 

kommunalen Träger der Arbeitsgemeinschaft die Wahrnehmung ihrer Aufga-

ben übertragen sollen (Abs. 3 Satz 2). Das in dieser Vorschrift geregelte 

Zusammenwirken von Bundes- und Landesbehörden überschreitet die Gren-

zen des verfassungsrechtlich Zulässigen. Bundesgesetze können nach der 

Systematik des Grundgesetzes entweder von den Ländern oder vom Bund, 

nicht aber zugleich von Bund und Land oder einer von beiden geschaffenen 

dritten Institution vollzogen werden (vgl. BVerfG, 2 BVR 2433/04, 2007, Abs. 

161 f und Abs. 167). 

Bei den Arbeitsgemeinschaften handelt es sich jedoch um eine Gemein-

schaftseinrichtung von Bundesagentur und kommunalen Trägern. Nach der 

Kompetenzordnung des Grundgesetzes (vgl. GGArt. 83 ff) ist eine solche 

Mischverwaltung nicht vorgesehen. Überschreitet der Gesetzgeber die ihm 

dort gesetzten Grenzen des zulässigen Zusammenwirkens von Bundes- und 

Landesbehörden, „führt dies gleichzeitig zu einer Verletzung der kommunalen 
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Selbstverwaltungsgarantie in ihrer Ausprägung als Garantie eigenverantwortli-

cher Aufgabenwahrnehmung im Sinne des Art. 28 Abs. 2 GG“ (ebd., Abs. 

150). 

Zudem verstoße der § 44b gegen den Grundsatz der Verantwortungsklar-

heit. Die organisatorische und personelle Verflechtung bei der Aufgabenwahr-

nehmung behindere eine klare Zurechnung staatlichen Handelns zu einem der 

beiden Leistungsträger. Insbesondere für den Bürger bedeute rechtstaatliche 

Verwaltungsorganisation zuallererst Klarheit der Kompetenzordnung; denn nur 

so werde die Verwaltung in ihren Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten für 

den einzelnen greifbar (vgl. BVerfG, 2 BVR 2433/04, 2007, Abs. 157 u. 191). 

Der Grundsatz der Bestimmtheit des Gesetzes, der sich aus dem Rechts-

staatsprinzip ergibt, sei damit ebenso wenig berücksichtigt (vgl. BVerfG, 2 

BVR 2433/04, 2007, Abs. 156). 

Beide Aspekte der Klarheit sind in den Arbeitsgemeinschaften nicht eindeu-

tig zu erkennen. Der Gesetzgeber überlässt zwar den Trägern der 

Grundsicherung, wie sie ARGEn errichten und wie sie im Einzelnen organi-

satorisch ausgestaltet werden (§ 44b Abs. 1 Satz 3), schreibt jedoch vor, dass 

die gesamten operativen Aufgaben einer hoheitlichen Leistungsverwaltung 

auch dort wahrgenommen werden müssen. Das bedeutet eine selbständige, 

sowohl von der Sozial- als auch von der Arbeitsverwaltung getrennte Organi-

sation, die den gesamten Bereich der Grundsicherung für Arbeitssuchende 

umfasst (vgl. ebd. Abs. 163) 

Diese Organisationsstruktur mit ihrem gemeinsamen Aufgabenvollzug 

verhindert, dass sowohl der kommunale Träger als auch die Bundesagentur 

für Arbeit ihren Aufgaben verfassungsverantwortlich nachkommen können, 

wenn Entscheidungen über Organisation, Personal und Aufgabenerfüllung nur 

in Abstimmung mit dem anderen Träger in der ARGE getroffen werden kön-

nen. Die Letztentscheidungsmöglichkeit des zuständigen Leistungsträgers 

fehlt (vgl. ebd. Abs. 181 ff). 

Selbst die von der ARGE erlassenen Verwaltungsakte und Widerspruchsbe-

scheide lassen nicht erkennen, welche Leistung vom gesetzlich vorgeschrie-

benen Träger bewilligt oder abgelehnt wurde, noch gegen welchen Träger 

einer gesetzlich eindeutig zugeordneten Leistung Widerspruch erhoben wer-

den kann. Das Konstrukt der Arbeitsgemeinschaft ordnet hier nicht zu. Die 

Leistungen werden demnach trotz geteilter Leistungsträgerschaft eigenver-

antwortlich aus einer Hand erbracht. Auch das entsprechende Personal beider 


